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Endlich ist er da, der lang ersehnte „Freedom-Day“. Bundesweit sollte bereits am 20.03., spätestens
aber nach Ablauf einer Übergangszeit am 02.04.2022 ein Großteil der Corona-Schutzmaßnahmen
wegfallen, auch mit einer nach wie vor sehr hohen Inzidenz von 1758,4 (Stand 26.03.2022).

Dazu gehören beispielsweise 3G-Regelungen, die Homeoffice- sowie die Maskenpflicht in
Innenräumen. Den Bundesländern stehen damit nur noch recht wenige Schutzmaßnahmen wie etwa
die Masken- oder Testpflicht für besonders gefährdete Einrichtungen wie etwa Pflegeheime oder
Kliniken zur Verfügung. Auch sind weitergehende Beschränkungen für sogenannte „Hotspots“
möglich, sobald die jeweiligen Länderparlamente eine besonders kritische Corona-Situation
ausrufen.

Scharfe Kritik seitens der Bundesländer kam prompt. Diese werfen dem Bund verantwortungslose
Politik vor. Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP) sprach dagegen von einem großen Schritt
in die Normalität und einem Rückgang zur Eigenverantwortung der einzelnen Bürger:innen. Eine
Studie der Uni Erfurt zeigt, dass das Vertrauen der Bürger:innen in die Politik vor allem in den
letzten zwei Jahren kontinuierlich gesunken ist, wohingegen das Vertrauen in die Wissenschaft
relativ stabil auf hohem Niveau liegt (Quelle:
https://projekte.uni-erfurt.de/cosmo2020/web/topic/vertrauen-ablehnung-demos/10-vertrauen/). Um
dies besser zu ver-stehen, sollten wir uns an dieser Stelle die bisherige Corona-Politik in
Deutschland genauer ansehen und bilanzieren.

Corona-Politik in Deutschland: Note ungenügend

Zu Beginn der Corona-Pandemie in Deutschland vor etwas mehr als zwei Jahren gab es in vielen
Teilen der Bevölkerung noch großes Vertrauen in die staatlichen Institutionen, sie mögen diese
Pandemie schnell und erfolgreich in den Griff bekommen. Die Realität sah leider völlig anders aus. 
Setzte die Politik noch zu Beginn auf eine „Flatten the curve“-Strategie in Verbindung mit kurz-
zeitigen Lockdowns, wird bei Omikron nun eine „Durchseuchungsstrategie“ unter Vermeidung einer
zu starken Belastung im Gesundheitswesen verfolgt. Weiterhin baut man zusätzlich auf eine
möglichst hohe Impfquote, auch in Hinblick auf den kommenden „Corona-Herbst“.

Wir erinnern uns alle noch an die lang anhaltende Diskussion über Maskenpflicht und ob Mund- und
Nasenschutz im Allgemeinen überhaupt sinnvoll zur Eindämmung einer Pandemie wäre. Als sich das
Robert-Koch-Institut (RKI) dann endlich für Masken und eine daraus resultierende Tragep-flicht
aussprach, bestand das Problem vor allem in der Bereitstellung und Beschaffung von aus-reichenden
Mengen an Schutzausrüstung seitens der Bundesregierung. Hier zeigten sich wieder einmal die
starke wirtschaftliche Abhängigkeit von Lieferketten aus Ländern wie beispielsweise China und
fehlende Produktionsmöglichkeiten innerhalb Europas.

Das schlechte Krisenmanage-ment des Bundes offenbarte sich auch in Bezug auf das Impfen.
Zentren wurden deutlich zu lang-sam aufgebaut. Eine wirkliche Impfkampagne mit ausführlicher
Aufklärung gab es nicht und in sogenannten „Problembezirken“ beispielsweise in Köln oder Berlin
fehlte es häufig komplett an Angeboten für die größtenteils migrantische Bevölkerung. Zusätzlich
wurde das Impftempo dann auch noch durch fehlende Mengen an Impfstoffen stark gedrosselt, was
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dazu führte, dass die Bundesregierung das angestrebte Impfziel von 80 % immer wieder nach hinten
verschieben musste und tatsächlich bis heute nicht erreicht hat.

Dies liegt auch an mangelnder Impfbereitschaft von Teilen der Bevölkerung. Im Unterschied zu
anderen europäischen Ländern wie beispielsweise Frankreich oder Österreich hat sich die deutsche
Bundesregierung relativ schnell und vehement gegen eine allgemeine Impfpflicht ausgesprochen.
Vor allem im Sommer 2021 wollte man im Vorfeld der anstehenden Bundestagswahl dieses Thema
am liebsten komplett von der Tagesordnung streichen, um die Anhänger:innen der
Querdenkenbewegung, welche nach wie vor tausende Menschen auf die Straßen mobilisiert, nicht
noch stärker gegen das eigene politische Programm aufzubringen und sie in die Arme der AfD zu
treiben. Vor allem aufgrund einer politischen Schwäche aller Parteien, allen voran der Linken, in
Bezug auf Fragen rund um die Pandemiebekämpfung wird diese Bewegung nach wie vor von vielen
als politische Alternative angesehen. Daher sah man sich gezwungen, immer stärkere
Zugeständnisse in ihre Richtung zu machen. Aus dem anfänglichen klaren „Nein“ wurde mittlerweile
aber ein „Vielleicht“. Nach wie vor wird im Bundestag über eine allgemeine Impfpflicht diskutiert.

Wer kontrolliert?

Allerdings ist die Frage, wie und durch wen man diese kontrollieren könnte, bis jetzt nicht geklärt.
Zudem gelang es bisher nicht, die tatsächlichen Impfzahlen richtig zu erfassen oder die Gesund-
heitsämter untereinander digital zu vernetzen. Auch die einrichtungsbezogene Impfpflicht, welche
zum 16. März eingeführt wurde, scheint kein wirksames Instrument im Kampf gegen die
herrschende Impflücke zu sein. Derzeit läuft noch die Meldezeit für ungeimpfte Beschäftigte durch
betroffene Einrichtungen. Allein in Baden-Württemberg sollen es mehr als 17.000 sein. Eine
Freistellung aller Ungeimpfter nach Einzelfallprüfung durch die Gesundheitsämter ist personell
kaum durchzuführen. Um die Impflücke doch noch zu schließen, wurde Ende Dezember 2021 der
proteinbasierte Impfstoff Novavax in Europa zugelassen. Allerdings liegt dieser wie Blei in den
Regalen, sodass ein Großteil der eingekauften Dosen höchstwahrscheinlich nach Ablauf des
Haltbarkeitsdatums vernichtet werden muss.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die sich weiter zuspitzende Situation im Gesundheitsbereich. Viele
Pflegekräfte haben während der Pandemie aufgrund sich stetig verschlechternder Arbeitsbedingun-
gen ihren Beruf aufgegeben. Eine Änderung dieser Rahmenbedingungen wird derzeit von der
Bundesregierung nicht wirklich ernsthaft erwogen. Auch wurde seitens der Politik wenig
unternommen, um Kindern und Jugendlichen eine sichere Bildung zu ermöglichen. Ob
Homeschooling, Distanz- und Wechselunterricht, Testmöglichkeiten oder die Anschaffung
geeigneter Lüftungsanlagen – nichts wurde zufriedenstellend umgesetzt und man redete sich die
teilweise gravierend hohen Infektionszahlen unter dieser Bevölkerungsgruppe einfach schön.

Aufgrund von Fehlentscheidungen und mangelhaftem Krisenmanagement der bestehenden und
früheren Bundesregierung sind dadurch allein in Deutschland bisher über 20 Mio. Infektionen
dokumentiert, wobei die Dunkelziffer wohl das Zwei- bis Dreifache deren beträgt  und bereits mehr
als 128.000 Menschen in Verbindung mit einer Corona-Infektion verstarben. Auch verzeichnet
Deutschland im Vergleich mit anderen Ländern eine deutlich höhere Übersterblichkeit. Einiges
davon hätte wohl durch ein besseres Krisenmanagement im Interesse aller Lohnabhängigen, Kinder
und Jugendlichen verhindert werden können.

Hauptursache: kurzfristige Kapitalinteressen!

Doch warum wurden diese Entscheidungen seitens der Politik so getroffen? Dies muss mit der
vorherrschenden kapitalistischen Produktionsweise und einer globalen Wettbewerbsfähigkeit erklärt
werden. Bieten Lockdowns in Verbindung mit starken Einschränkungen zwar die Möglichkeit einer



raschen Senkung der Infektionszahlen, werden sie jedoch nicht nur von Teilen der Bevölkerung,
sondern auch seitens der Wirtschaft abgelehnt. Schlussendlich geht es hierbei vor allem um den
Wettbewerbsvorteil der eigenen Nationalökonomie gegenüber einer sich verschärfenden
internationalen Konkurrenz und somit um Kapitalinteressen.

Gesellschaftliche Bereiche wie Bildung oder Gesundheitswesen stehen dagegen zu nicht geringem
Teil außerhalb der kapitalistischen Profitinteressen, da hier eben nicht überall ein Mehrwert generi-
ert werden kann. Daher wurden diese Kosten schon früh quasi vergesellschaftet und auf alle
Bürger:innen bzw. Versicherten umgelegt. Aus diesem Grund fehlt es in diesen Bereichen an
ausreichenden Investitionen, um den bestehenden Personal- und Geldmangel im Gesundheitssystem
zu lindern oder fehlende Schutzeinrichtungen für Schulen und Kitas zu beschaffen.

Alternative

Für eine erfolgreiche Pandemiebekämpfung und ein Krisenmanagement im Interesse aller
Lohnabhängigen, Kinder und Jugendlichen benötigen wir eine bundesweite Bewegung, welche sich
auf die Arbeiter:innenklasse und ihre Organisationen stützt. Diese sollte den Aufbau von
Aktionskomitees in Betrieben, Schulen, Universitäten und Stadtteilen organisieren.

Nur so kann es gelingen, die Mobilisierung breit zu streuen und direkt an der Basis eine politische
Alternative zu der bestehenden Querdenkenbewegung aufzubauen. Zudem sollte sich diese
Bewegung kritisch zur bisherigen und ungenügenden Politik der Bundesregierung äußern und sich
für eine klare Perspektive im Sinne einer internationalen Pandemiebekämpfung (Abschaffung der
Patente, ausreichende Versorgung mit Vakzinen zu erschwinglichen Preisen) unter Kontrolle der
Arbeiter:innenklasse einsetzen.


